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Haushaltskonsolidierung schreitet voran / Persönliche Notizen 
Ergebnisse des Koalitionsausschusses vom 6. November 2011 

In dieser Woche hat der Deutsche Bundestag seine 

Haushaltsberatungen mit dem Beschluss über das 

Haushaltsgesetz für das Jahr 2012 abgeschlossen. 

Mit einer geplanten Kreditaufnahme in Höhe von 

26,1 Mrd € konnte die Neuverschuldung gegen-

über dem Regierungsentwurf um weitere 1,1 Mrd € 

abgesenkt werden. Das sind nicht nur 22,3 Mrd € 

weniger, als für 2011 geplant waren, sondern damit 

wird auch die zulässige Grenze der Schuldenbrem-

se um mehr als 14 Mrd € unterschritten. Ob im 

kommenden Jahr der Neuverschuldungsrahmen 

von 26,1 Mrd € ausgeschöpft wird, wird sich Ende 

2012 zeigen. Für das laufende Haushaltsjahr 

zeichnet sich allerdings bereits jetzt ab, dass statt 

der geplanten 48,4 Mrd € Neuverschuldung mit 

einem Ist-Wert von weniger als 25 Mrd € neuer 

Schulden abgeschlossen werden kann. Die unions-

geführte Bundesregierung schließt bei ihrem Kon-

solidierungskurs auch die erforderliche Stärkung 

der Wachstumskräfte mit ein. Aufgrund der sich 

abschwächenden Konjunkturerwartungen musste 

in den Planungen für 2012 auf noch weiter gehen-

den Schuldenabbau verzichtet werden. Mit dem 

beschlossenen Haushalt 2012 werden die Ausga-

ben stabil gehalten und Akzente in Zukunftsberei-

chen gesetzt. Gegenüber dem Regierungsentwurf 

werden deshalb die Mittel für Investitionen in die 

Infrastruktur um 1 Mrd € erhöht. Für Maßnahmen 

im Bereich der Bundesfernstraßen stehen somit 

600 Mio €, im Bereich Bundeswasserstraßen 300 

Mio € und für Schienenwege 100 Mio € mehr zur 

Verfügung. Im Bereich Bildung und Forschung 

wird für 2012 mit knapp 13 Mrd € eine Steigerung 

um mehr als 11% gegenüber dem Vorjahr vorge-

nommen. Der ursprünglich im Regierungsentwurf 

vorgesehene Haushaltsansatz für die Städtebauför-

derung von 410 Mio € wird um 45 Mio € aufge-

stockt. Der Bund stellt damit genauso wie im lau-

fenden Jahr auch 2012 ein Fördervolumen in Höhe 

von 455 Mio € für neue Maßnahmen zur Verfü-

gung. Der Bundeshaushalt 2012 steht im Lichte der 

europäischen Verantwortung Deutschlands. Bereits 

in diesem Jahr kann die Drei-Prozent-

Nettoneuverschuldungsgrenze wieder eingehalten 

und 2012 deutlich unterschritten werden. Überdies 

steuert Deutschland, entsprechend dem verschärf-

ten Stabilitäts- und Wachstumspakt, darauf hin, die 

60-Prozent-Schuldenstandsmarke wieder einzuhal-

ten. Dieser Wert liegt in 2011 noch bei voraus-

sichtlich 81,6% Damit zählt Deutschland mit der 

unionsgeführten Bundesregierung zu den haus-

haltspolitischen Vorbildern in Europa. In der tradi-

tionellen Generalsaussprache zum Bundeshaushalt 

2012 am vergangenen Mittwoch bekräftigte Bun-

deskanzlerin Angela Merkel erneut ihren Willen, 

über Änderungen der europäischen Verträge eine 

bessere Überwachung der Stabilitätsregeln für den 

Euro zu erreichen. Als Ursachen der Schuldenkrise 

in Europa nannte Merkel übermäßige Staatsver-

schuldung einzelner Mitgliedsländer, mangelnde 

Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Vergleich 

und grundlegende Mängel in der Konstruktion der 

Wirtschafts- und Währungsunion. Für die Bundes-

kanzlerin gehören Krisenbewältigung und Vorsor-

ge für die Zukunft unmittelbar zusammen. Einen 

„goldenen Weg“ aus der Krise, also ohne Risiken, 

gebe es nicht. In der Staatsschuldenkrise sei auf 
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den Märkten Vertrauen verloren gegangen. Dies 

könne mit Euro-Bonds – also gemeinsamen Anlei-

hen der Mitgliedsländer – nicht zurückgewonnen 

werden, sagte die Kanzlerin. Der Fraktionsvorsit-

zende Volker Kauder sprach von einer „Zeiten-

wende in Europa“, auf die die Bundeskanzlerin die 

richtigen Antworten gebe. Mit dem Bundeshaus-

halt werde die Schuldenbremse des Grundgesetzes 

eingehalten, betonte Kauder. Dies sei der richtige 

Weg für Europa. „Bisher war Europa eine Antwort 

auf die Geschichte: Nie wieder Krieg! Jetzt wird 

Europa eine Antwort auf die Zukunft“. 

Debatte zur Mordserie der Neonazi-Bande 

Der Bundestag hat mit Betroffenheit und Bestür-

zung auf die neonazistische Mordserie in Deutsch-

land reagiert und ihrer Opfer gedacht. Man sei "be-

schämt, dass die Sicherheitsbehörden der Länder 

wie des Bundes die über Jahre hinweg geplanten 

und ausgeführten Verbrechen weder rechtzeitig 

aufdecken noch verhindern konnten", sagte Parla-

mentspräsident Norbert Lammert am vergangenen 

Dienstag zu Beginn der Plenarsitzung des Bundes-

tages in Berlin. Zugleich äußerte er "eine besonde-

re Bitte der Entschuldigung für manche Verdächti-

gungen von Opfern und Angehörigen, die sie wäh-

rend der Ermittlungen vor Ort erleben mussten". 

Zu der vereinbarten Debatte zum Thema "Mords-

erie der Neonazi-Bande und die Arbeit der Sicher-

heitsbehörden" brachten alle fünf Fraktionen einen 

gemeinsamen Entschließungsantrag ein, der nach 

einer knapp zweistündigen Beratung einstimmig 

verabschiedet wurde. Darin bekunden die Fraktio-

nen ihre Trauer um die Mordopfer der Neonazi-

Bande und ihr Mitgefühl mit den Angehörigen der 

Opfer. Sie äußern außerdem die Erwartung, dass 

die Morde zügig aufgeklärt und ihre Zusammen-

hänge umfassend ermittelt werden. Zugleich beton-

ten sie, dass dem Extremismus entschieden entge-

gengetreten werden müsse. Man sei entschlossen, 

die politisch-gesellschaftliche Auseinandersetzung 

mit Rechtsextremisten und ihren Verbündeten fort-

zusetzen und die Konsequenzen für die Arbeit der 

Sicherheitsbehörden rasch zu ziehen. Die Abge-

ordneten forderten die Bundesregierung auf zu 

prüfen, "ob sich aus den Ermittlungsergebnissen 

Konsequenzen für ein NPD-Verbot ergeben". Auch 

müsse man alle demokratischen Gruppen stärken, 

die sich gegen Rechtsextremismus, Fremdenfein-

dlichkeit und Antisemitismus engagieren. "Wir 

werden prüfen, wo dem Hindernisse entgegenste-

hen. Wir brauchen eine gesellschaftliche Atmo-

sphäre, die ermutigt, gegen politischen Extremis-

mus und Gewalt das Wort zu erheben", heißt es in 

dem Beschluss weiter. In der Debatte nannte Bun-

desinnenminister Hans-Peter Friedrich die Morde 

einen "Angriff auf unsere Gesellschaft, auf unsere 

freiheitliche Ordnung, auf unsere Demokratie". Er 

plädierte zugleich für eine bessere Verzahnung von 

Polizei und Verfassungsschutz sowie zwischen 

Bund und Ländern. Die neonazistische Mordserie 

und die Bekämpfung des Rechtsextremismus in 

Deutschland haben ebenfalls die sich anschließen-

de Bundestagsdebatte über den Haushalt des Bun-

desinnenministeriums geprägt. Dabei signalisierten 

auch Vertreter der Opposition Unterstützung für 

die Pläne des Bundesinnenministers etwa zur Er-

richtung eines gemeinsamen Abwehrzentrums ge-

gen Rechtsextremismus. Bundesinnenminister 

Friedrich selbst wandte sich gegen Vorwürfe der 

Opposition, die Polizei sei bei der 

Extremismusbekämpfung auf dem rechten Auge 

blind. "Überall, wo diese Bedrohungen stattfinden, 

ist die Polizei da", betonte er und fügte hinzu: "In-

sofern sind wir mit diesem Haushalt hervorragend 

aufgestellt." Der Etat des Bundesinnenministeri-

ums umfasst nach den Beschlussempfehlungen des 

Haushaltsausschusses im kommenden Jahr Ausga-

ben in Höhe von gut 5,49 Mrd € und damit rund 88 

Mio €mehr als im laufenden Jahr. Im Regierungs-

entwurf für den Haushalt 2012 war das Ausgaben-

volumen im Einzelplan 06 des Innenministeriums 

noch mit lediglich knapp 5,47 Mrd € veranschlagt 

gewesen. Mehr als zwei Drittel der Gesamtausga-

ben des Ressorts werden auch 2012 auf den Be-

reich der inneren Sicherheit entfallen. 

Verlängerung von Mandaten der Bundeswehr 

Die Bundesregierung hat in dieser Woche zwei 

Anträge zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffne-

ter deutscher Streitkräfte an der EU-geführten Ope-

ration Atalanta zur Bekämpfung der Piraterie vor 

der Küste Somalias und bei der Unterstützung der 

gemeinsamen Reaktion auf terroristische Angriffe 

gegen die USA (Operation Active Endea-

vour/OAE) eingebracht. Bei der Operation Atalan-

ta ist der Schutz für die Versorgung der somali-

schen Bevölkerung mit Lebensmitteln von zentra-

ler Bedeutung, da die humanitäre Hilfe durch Lie-

ferungen des Welternährungsprogramms überwie-

gend auf dem Seeweg erfolgt. Dieses Mandat wur-

de unverändert mit einer Obergrenze von 1.400 

Soldatinnen und Soldaten bis zum 18.12.2012 ver-

längert. Der militärische Auftrag der Operation 
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Active Endeavour/OAE besteht darin, bestimmte 

Bereiche des Mittelmeeres zu überwachen und 

gleichzeitig zur Abschreckung und Bekämpfung 

terroristischer Aktivitäten Präsenz zu zeigen. Auch 

dieses Mandat wurde inhaltlich unverändert mit 

einer Obergrenze von 700 Soldatinnen und Solda-

ten verlängert. 

Zitat: «Einen goldenen Weg, der keine Risiken 

kennt, gibt es nicht.» (Bundeskanzlerin Angela 

Merkel am 23.11. im Bundestag zum Thema Euro-

Rettung) 

Persönliche Notizen 

 

1.Wahlkreis und Land 

Vergangenen Samstag nahm ich am alljährlichen 

sicherheitspolitischen Kongress unseres Bundes-

landes in Baden-Baden teil, bei dem MP Kret-

schmann erstmals die Schirmherrschaft hatte. Ich 

sprach zur aktuellen Sicherheitsvorsorge in unse-

rem Land, der sich eine lange, angeregte Diskussi-

on anschloss. Am Sonntag hatte ich in Neresheim 

im überfüllten Vereinsheim des Kleintierzuchtver-

eins einen von der CDU Stadtverband Neresheim 

top organisierten Frühschoppen zu den Themen € 

und S21. Zuvor habe ich mit der CDU-

Stadtverbandsvorsitzen Iris Wachter und dem 

Elchinger Ortsvorsteher Nikolaus Rupp die Firma 

EYPRO in Neresheim besucht, ein faszinierendes 

Ingenieurunternehmen mit bundesweiten Aufträ-

gen. Auf einigen Marktplätzen gab es spannende 

Diskussionen zu Stuttgart 21, unsere Bevölkerung 

hat, so ist mein Eindruck, erkannt, wie wichtig die 

Teilnahme an der Volksabstimmung am kommen-

den Sonntag für unsere Region ist. 

 

Genauso erfreulich ist, dass unser IHK-

Bildungszentrum in Aalen für Gebäudemodernisie-

rung und Verbesserung der Qualifizierung einen 

Zuschuss Bundesbildungsministerium von sage 

und schreibe 1.702.980 € erhält. Des weiteren för-

dert der Bund das innovative Projekt FlexiCut der 

Firma MAPAL mit 214.561 €. 

Das zeigt, wie gut Region und Bund auch in diesen 

Bereichen zusammenwirken. 

 

Zum Ausbau der B29 habe ich von Landesver-

kehrsminister Hermann endlich eine Antwort auf 

unser Schreiben vom 28.09. erhalten: neben den 

üblichen Hinweisen auf nicht vorhandene Geldmit-

tel (Fehl von 1,5 Mrd € für Maßnahmen mit Bau-

recht bzw. im Rechtsverfahren) teilte er mit, dass 

die Ortsumfahrung Mögglingen wie auch der Aus-

bau Essingen-Aalen in die Priorisierung mit einbe-

zogen wird, allerdings sei der Baubeginn unklar! 

Hinsichtlich der Anschlussstellen Hüttlingen und 

Kellerhaus/B290 ist beabsichtigt, Anfang 2012 die 

Konzeption mit dem Landratsamt OAK und der 

Stadt aalen abzustimmen und bis Ende 2012 einen 

RE-Entwurf aufzustellen. Zu Röttinger Höhe heißt 

es, dass im Januar 2012 eine modifizierte Variante 

vorgestellt werden soll. Zur B29a/Ortsumfahrung 

Ebnat: sie bleibt im vordringlichen Bedarf und ist 

im Zusammenhang mit dem Abschnitt Unterko-

chen-Ebnat zu sehen. Hier erarbeiten zur Zeit das 

Regierungspräsidium Stuttgart und die Stadt Aalen 

eine Gesamtkonzeption. 

Ich halte Sie auf dem Laufenden. 

 

2. Berlin 

Die Sitzungswoche war neben der Verabschiedung 

des Bundeshaushalts 2012 geprägt von Gesprächen 

mit der Bundesanstalt für Immobilienfragen (BI-

mA) zur Konversion des Standorts Ellwangen. Des 

weiteren haben wir in unserer Fraktion eine eigene 

Arbeitsgruppe zum Thema gegründet, in der ich 

mitwirke. Noch in diesem Jahr werden wir Gesprä-

che mit den Bundesministern für Verkehr und Ver-

teidigung dazu führen. 

Am Donnerstag war ich gemeinsam mit Bundes-

verteidigungsminister de Maizière auf Einladung 

mit dem US-Botschafter Phil Murphy für einen 

halben Tag im US-Hospital Landstuhl, wo wir im 

kleinen Kreis mit der Familie des Botschafters in 

Afghanistan und im Irak schwerstverwundete Sol-

daten aus USA, Georgien und Rumänien besucht 

haben. Es waren sehr bewegende Begegnungen 

und Gespräche. 

 

3. Sonstiges 

Meinen Appell kennen Sie: gehen Sie am Sonntag 

zur Volksabstimmung zu S21, meine Empfehlung: 

Stimmen Sie mit NEIN zum Ausstieg, für S21. 

 

 

Herzliche Grüße Ihr und Euer 

 
 
 


